
(geg) Noch vor der nächsten Stufe der Allianz-Baupläne für 
den Herbst vergangenen Jahres war es versprochen wor-
den: Ein Gesamtverkehrskonzept für Vaihingen, das aufzei-
gen sollte, wie trotz der großen Bauvorhaben der unerträg-
liche Autoverkehr im Stadtbezirk verringert werden könnte.

Städtisches Verkehrskonzept völlig untauglich

Mehr Verkehr für Vaihingen So gesehen
von Gerhard Wick
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Schnellradweg ja bitte- aber nicht über die Panzerstraße
Der Landkreis Böblingen und das Verkehrsministerium hatten die gute Idee, einen Rad-
schnellweg von Stuttgart nach Böblingen zu bauen. Ganz und gar nicht gut aber ist die ge-
wählte Route. Die nämlich soll über die steile Waldburgstraße und weiter über die denk-
malgeschützte Panzerstraße mit ihrem starken auf und ab führen. Nicht nur würden damit 
die zahlreichen Spaziergänger auf einen schmalen Streifen neben der Straße verdrängt, 
es müssten auch erhebliche Eingriffe in Wald und Flur vorgenommen werden. Dazu käme 
eine die Waldtiere störende Dauerbeleuchtung des Naherholungsraumes. 
Da es eine für Radfahrer wesentlich angenehmere, weil deutlich flachere, gleichmäßig 
ansteigende Alternative einige hundert Meter entfernt davon gibt, hat die Fraktion SÖS/
Linke/PluS im Bezirksbeirat nun die Stadt Stuttgart per Antrag aufgefordert, sich dafür ein-
zusetzen, dass der Schnellweg über die alte B14 geführt und über die Haupt- oder Voll-
moellerstr. angebunden wird. Diese Straße ist bereits voll ausgebaut und wird für den Au-
toverkehr eigentlich nicht mehr benötigt, weil direkt parallel dazu die A 831 verläuft. Es sei 
nicht nachvollziehbar einen Schnellradweg auf Kosten der Fußgänger anzulegen, wenn es 
auch die Möglichkeit gebe, diesen als echte Alternative zum Autoverkehr zu errichten, er-
klärten die Beiräte von SÖS. Der Antrag wurde einstimmig angenommen. (geg)

Mit einem guten Jahr Verspätung 
- die Allianz Planungen sind be-
reits konkretisiert - wurde das 
Konzept nun den Bezirksbeirä-
ten Vaihingens und Möhringens 
vorgelegt. Eingearbeitet seien die 
Verkehrskonzepte von Daimler, 
Allianz und dem Investor des ehe-
maligen IBM-Geländes, die alle 
ebenfalls großmundig angekün-
digt hatten, die Verkehrsprobleme 
Vaihingens zu lösen.
Um es vorweg zu sagen: das Er-
gebnis ist für die Bezirksbeiräte, 
ebenso wie für die Vaihinger Be-
völkerung mehr als enttäuschend. 
Statt weniger Verkehr bilanziert 
das Konzept nach den vorge-
schlagenen Maßnahmen nicht nur 
auf der A8 und den verschiedenen 
Abschnitten der Nord-Südstraße 
eine tägliche Mehrbelastung von 
bis zu 22.000 Fahrzeugen, son-
dern auch für fast alle innerörtli-
chen Straßen eine starke Zunah-
me des Autoverkehrs. Nur einige 
Beispiele: 7.600 mehr Fahrzeuge 
pro Tag auf der Büsnauerstraße, 
5.400 in der Seerosenstraße, 800 
in der Schönbuchstraße, 900 in 
der Osterbronnstraße und 3.400 

auf der Vaihinger 
Hauptstraße.
Verwunderlich ist 
dies alles bei dem 
von den Verkehrs-
planern gewählten 
Ansatz nicht: Statt 
Maßnahmen zu Ver-
kehrsbeschränkung 
in den Innenzonen 
zu entwickeln und 
eine nachhaltige 
Verbesserung des 
öffentlichen Angebots zu planen, 
beschränken sie sich weitgehend 
auf Straßenbaumaßnahmen wie 
den vor allem von Daimler gefor-
derten Ausbau der Nord-Süd-Str., 
die Überdeckelung der S-Bahn im 
Bereich Filderhof-Ruppmannstr. 
oder den Anschluss der Büs-
nauerstr. an den Autobahnzu-
bringer um den erwarteten Ver-
kehr von zusätlichen rund 18.000 
Arbeitsplätzen zu bewältigen. Die 
Vorschläge im ÖPNV Bereich 
beschränken sich auf ein paar 
ohnehin schon beschlossene 
Taktverdichtungen von Buslini-
en und von den Planern selbst 
als eher utopisch angesehenen 

neuen Verbindungen durch eine 
Seilbahn oder die Verlängerung 
der Straßenbahnen nach Büsnau, 
vom Dürrlewang nach Rohr und 
über das Möhringer Feld. Höhe-
punkt dieser Luftschlösser bildet 
wohl ein von den Möhringern be-
reits strikt abgelehntes Parkhaus 
am Möhringer Freibad, von dem 

aus dann die Pendler für die letz-
ten 500 m ihrer langen Staufahrt 
in die Seilbahn zum Gewerbege-
biet umsteigen sollen. Allein für 
die Prüfung dieser Möglichkeit 
gibt die Stadt  aktuell 200.000 
Euro aus.
Gemessen an den Versprechun-
gen, man werde den Verkehr 
auch bei Ansiedling weiterer 
Großprojekte in den Griff bekom-
men, kann die Antwort auf dieses 
Verkehrskonzept nur lauten: Es 
darf nichts mehr gebaut werden, 
solange nicht tragfähig nachge-
wiesen wird, dass der Stadtbezirk 
vom Verkehr entlastet werden 
kann.

Die gute Nach-
richt: Über 90 
P r o z e n t  d e r 
Wahlberechtig-
ten haben bei 
d e r  B u n d e s -
tagswahl nicht 
die rassistisch-neonazistische 
AfD gewählt. Es haben aber 
auch über 85% nicht SPD und 
75 % nicht CDU gewählt. Und 
deutlich mehr als 90 % wollen 
weder Grüne noch FDP an der 
Regierung sehen.
Sollte es nun zu einer schwarz-
grün-gelben Regierung kom-
men, so wird sich diese aus 
Parteien zusammensetzen, die 
im einzelnen von jeweils einer 
großen Mehrheit des Volkes ab-
gelehnt werden und die auch 
alle zusammen immer noch um 
die 60 Prozent der Wahlberech-
tigten gegen oder zumindest 
nicht für sich haben.
Das Grundgesetz für die BRD 
verkündet: Alle Staatsgewalt 
geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Ab-
stimmungen (...) ausgeübt.
Von Abstimmungen ist in der 
politischen Wirklichkeit nahezu 
nichts zu bemerken. Bleiben die 
Wahlen. Und die Frage, welcher 
Volkswille in einer Regierung 
steckt, die von einer deutlichen 
Mehrheit nicht gewählt wurde.
In der sogenannten repräsen-
tativen Demokratie kann of-
fensichtlich nur zwischen von 
den politischen Eliten voraus-
gewählten „Repräsentanten“ 
gewählt werden, die weder 
die Wählerinnen kennen noch 
deren Auftrag. Eine Wahl im 
Sinne der Bestimmung eines 
Vertreters, der des Wählers 
Anliegen vertritt, gibt es nicht. 
Der Repräsentat repräsentiert 
im Besten Fall seine Partei und 
deren Sonderinteressen.
Man sollte daher aufhören von 
„Volksvertretern“ und dem Volk 
als Souverän, also oberster Ent-
scheidungsinstanz zu sprechen 
und zugeben: Die repräsenta-
tive Demokratie ist eher das 
Gegenteil von Demokratie.
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Der betreute Stadtbezirk
Nur Stuttgart weiß, was für Vaihingen gut und richtig ist

Seit der Eingemeindung unter dem Nazi-Regime am 1. April 
1942 wird der Stadtbezirk Vaihingen betreut regiert - höchst 
selten zu seinem Vorteil. Ein aktuelles Beispiel ist die ge-
plante Allianz-Ansiedlung. Die Stadt Stuttgart erhofft sich spru-
delnde Gewerbesteuereinnahmen. Unter allen öffentlichen As-
pekten aber wird sich das Vorhaben nachteilig auswirken.

Entscheidung zulasten der Le-
bensqualität in Vaihingen ansteht, 
wird der Vaihinger Bevölkerung 
erklärt, sie solle nicht egoistisch 
sein, sondern die übergeordne-
ten Stuttgarter Ziele vor Augen 
haben - wie wenn die Vaihinger 
Umwelt nicht auch zu Stuttgart 
gehören würde. Als Hiesige*r be-
müht man sich redlich, über den 
Vaihinger Tellerrand zu blicken. 
Und stellt fest: Wie schön wäre 
es, wenn Stuttgarter Grundsätze 
auch in Vaihingen zur Geltung 
gebracht würden!
Wird hier der Stuttgarter Vorrang 
der Innenentwicklung vor der Au-
ßenentwicklung beachtet? Nein, 
für die Allianz werden Freiflächen 
herangezogen, die im Stuttgarter 
Flächennutzungsplan gar nicht 
für eine Bebauung vorgesehen 
sind.
Wird die Ausgleichsfunktion in 
Naherholung und Sportversor-

gung berücksichtigt, welche 
die Stuttgarter Außenstadtbe-
zirke gegenüber der Innenstadt 
wahrnehmen sollen? Aber woher 
denn; das Vaihinger Angebot 
an Sport- und Erholungsflächen 
liegt im Stuttgarter Durchschnitt 
und wird sich mit dem Vorhaben 
nicht verbessern. Der Stuttgar-
ter Baubürgermeister hat zudem 
noch nichts verlauten lassen, ob 
und wie er mit dem Präzedenzfall 
Allianz eine weitere Siedlungs-
entwicklung auf den östlich an-
grenzenden Sport -und Kleingar-
tenflächen aufhalten will.
Wird hier Stuttgarts Ziel verwirk-
licht, den Pendlerverkehr über 
die Stuttgarter Stadtgrenzen zu 
verringern? Heute wollen rund 
25% aller Einpendler, die mit dem 
Kfz über die Stuttgarter Gemar-
kungsgrenze unterwegs sind, 
nach Vaihingen und ins Gewer-
begebiet. Zwei Drittel der Allianz-

Während über die Einnahmen 
der Stuttgarter Gemeinderat ver-
fügt, müssen die Nachteile des 
Vorhabens vor allem von den 
Vaihingerinnen und Vaihingern 

getragen werden.
Dabei folgen die Stuttgarter 
Stadträte und Bürgermeister in 
ihrer Argumentation immer der-
selben Methode: Sobald eine 

info@ki-aikido-stuttgart.de

Wir freuen uns auf Ihren Besuch
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Beschäftigten wohnen außerhalb 
von Stuttgart. Zusammen mit 
den weiteren Bauvorhaben, die 
Stuttgarts Stadtspitze vorantreibt, 
wird Vaihingen, so ist anhand 
des jüngsten „Verkehrskonzepts“ 
festzustellen, in Zukunft mehr als 
40 % aller Kfz-Einpendler Stutt-
garts verkraften müssen. Das ist 
vielleicht eine Verlagerung, aber 
bestimmt keine Verringerung des 
Pendlerverkehrs.
Damit der Verkehr dann noch 
rollt, sollen zwischen Möhringen 
und Vaihingen ein Parkhaus und 
eine Seilbahn gebaut und Nord-
Süd-Straße zusammen mit ihren 
Kreuzungen ausgebaut wer-
den … also zusätzlich zu den 
Vaihinger Auwiesen auch noch 
der Grünzug entlang des Rohrer 
Wegs in bekannter Salamitaktik 
zerstückelt werden. Dabei woll-
te Stuttgart diesen Bereich doch 
angeblich von Bebauung frei 
halten, weil er für die Stuttgarter 
Frischluftversorgung von heraus-
ragender Wichtigkeit sei (neben-
bei auch für die Landwirtschaft 
sowie die Naherholung der von 
Baumaßnahmen und Verkehrs-
lärm vielgeplagten Fasanenhofer 
und Dürrlewanger).
Die Verkehrslärmbelastung ist 
innerhalb der Ortslagen von 
Vaihingen und Rohr so hoch, 
dass man hier dringend Gegen-
maßnahmen ergreifen müsse, 
stellen die Stuttgarter Planwer-
ke Jahr für Jahr dar. Offensicht-
lich damit man weiterhin viele 
Gegenmaßnahmen ergreifen 

kann und muss, werden die 
Allianz-Tiefgaragenzufahrten an 
die Westseite des Grundstücks 
gelegt, so dass der Hauptteil 
der Beschäftigten, die mit dem 
Kfz kommen, durch Rohr und 
Vaihingen fahren dürfte. 
Ein Bündnis 
für Wohnen 
hat te der 
Oberbürger-
meister von 
S t u t t g a r t 
nach seinem 
Amtsantritt 
ausgerufen 
- wer hätte 
g e d a c h t , 
dass  da-
zu gehört, 
Va ih inge r 
Sozialwoh-
nungen an eine weltweit agie-
rende Aktiengesellschaft zu 
verschenken?
Die thermische Belastung sei zu 
verringern, hatte sich Stuttgart 
jüngst wieder in einem Gutach-
ten des Deutschen Wetterdiens-
tes empfehlen lassen. Denn be-
sonders in den dicht bebauten 
Gewerbegebieten werde in Zu-
kunft die Hitzebelastung dras-
tisch ansteigen. Jaja, das wolle 
man beherzigen. Nur eben nicht 
in Vaihingen. Da soll mit dem 
Allianzvorhaben sogar eine Ge-
bäudekubatur neu geschaffen 
werden, die in dieser Dimensio-
nierung und Baumasse für den 
Bezirk neue Maßstäbe setzt.
Und so könnte man noch lange 

fortfahren. Geht so ein Fürsor-
gender mit seinem Betreuten 
um? Oder, um auf Augenhöhe 
zu fragen: Ist es mit demokra-
tischen Grundsätzen vereinbar, 
einen Stadtbezirk, der selbst die 
Größe einer kreisfreien Stadt hat, 

aus 12 Kilometern Entfernung 
zu „betreuen“? Wäre es nach 
75 Jahren nicht längst ange-
zeigt, eine Eingemeindung, die 
unter einem totalitären Regime 
vollzogen wurde, rückgängig zu 
machen?
Vaihingen könnte zusammen 
mit Möhringen eine finanzstarke 
Kommune bilden. Dann sähe es 
um Stuttgart aber traurig aus. 
Das Auflösen kleinerer, selbstor-
ganisierter Einheiten zugunsten 
größerer Einheiten (z.B. aus Effi-
zienzgesichtspunkten) läuft dem 
Prinzip der Subsidiarität zuwider: 
Es gehen Freiräume, derer es für 
eine pluralistisch ausgerichtete 
Gesellschaft bedarf, verloren.
Adolf Süsterhenn führt in seiner 

Schrift „Subsidiaritätsprinzip und 
Grundgesetz“ (1966, Universität 
Münster) aus, dass das Subsidi-
aritätsprinzip seinem Inhalt nach 
so alt sei wie das abendländi-
sche Rechtsdenken selbst und 
zitiert aus der Sozialenzyklika 
Pius des XI: „... so verstößt es 
gegen die Gerechtigkeit, das, 
was die kleineren und unterge-
ordneten Gemeinwesen leisten 
können, für die weitere und 
übergeordnete Gemeinschaft 
in Anspruch zu nehmen.“ Das 
Subsidiaritätsprinzip sei ein we-
sentliches Ordnungsprinzip ei-
nes freiheitlich demokratischen 
Rechtsstaates, insbesondere 
eines förderalistischen Staats-
wesens. 
Es wurde in den Europäischen 
Verträgen als konstituierendes 
Element der Europäischen Uni-
on explizit rechtlich verankert.
Die durchschnittliche Gemein-
degröße in Deutschland liegt bei 
7.263 Einwohnern. Dafür ist es 
üblich, jeweils eigene Gemein-
deräte und Verwaltungen vor-
zusehen. Als kleinste deutsche 
Gemeinde gilt Gröde in Schles-
wig-Holstein mit 9 Einwohnern. 
Die kleinste kreisfreie Stadt in 
Deutschland ist Zweibrücken mit 
rund 34.000 Einwohnern.  
Vaihingen hat 45.783 Einwohne-
rinnen und Einwohner, in Möhrin-
gen leben weitere 32.174 Men-
schen. Leinfelden-Echterdingen 
kommt im Vergleich dazu nur auf 
rund 39.000 Einwohner. (kcw)

Warum kein Wort zu Stuttgart 21, Herr Backes ?

Aufbruch Stuttgart
(u.s.) Das war ja ein  gut organisiertes Event am Sonntag, 
dem 19. September: viele bunte Luftballons, ein Streifen 
grüner Rasen über der B14, spektakuläre artistische Dar-
bietungen, viele Menschen und begeisternde Reden über 
den Aufbruch zu einer Umwandlung Stuttgarts von einer 
Autostadt in eine menschenfreundliche Vorbild-Metropole 
durch die Überdeckelung der B14.
Viele fragen sich jedoch: Wer hat 
das Geld für dieses Spektakel 
gespendet oder locker gemacht? 
Sind es wirklich Menschen- und 
Umweltfreunde, die sich ehrlich 
um eine Verbesserung der Luft-
qualität in Stuttgart bemühen? 
Oder sind es Protagonisten ei-
nes expansiven Wirtschaftssys-
tems, das auf ein unbegrenztes 
Wachstum auf unserem nicht 
unendlichen Planeten baut und 
dadurch mit Riesenschritten auf 
den Abgrund zusteuert; die nur 
die Zustimmung der Bevökerung 
herbeiführen wollen, dass riesi-
ge Summen von Steuergeldern 
ausgegeben werden, um Bau-
projekte sowie Entwicklung und 

Verkauf von Elektromobilität vo-
ranzutreiben? Die von OB Kuhn 
vorgebrachte Forderung nach 
einem Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs ist ohne Zweifel 
richtig, aber von Politikern aller 
Couleur hört man schon seit 
Jahrzehnten, dass mehr Perso-
nen- und Güterverkehr von der 
Straße auf die Schiene verlagert 
werden soll. Und was geschieht 
wirklich? Schienenstrecken wer-
den abgebaut, Frachtzentren ge-
schlossen, Zugfahren wird sys-
tematisch unattraktiv und teuer 
gemacht, die Bahn-Infrastruktur 
vernachlässigt, die Kapazität 
des Bahnhofs der Landeshaupt-
stadt wird reduziert, obwohl eine 

Steigerung versprochen wurde. 
Auf der anderen Seite erfolgt 
ein fortwährender Ausbau des 
Straßennetzes, die Verlagerung 
der Lagerhaltung auf die Stra-
ße, Vergrößerung der Straßen-
fahrzeuge (Giga-Liner, SUV). 
Das Vermögen der Bahn wird 
zunehmend dem Zugriff von In-
vestoren und Grundstückshaien 
preisgegeben.
Kein Wort hört man von Herrn 
Wieland Backes, dem Vorsit-
zenden der Initiative „ Aufbruch 
Stuttgart“, was er von dem 
schlimmsten Stadtzerstörer, dem 
Bau von Stuttgart 21, hält und 
ob es nicht höchste Zeit wäre, 
das Konzept zum Umstieg auf 
einen wirklich leistungsfähige-
ren, menschenfreundlicheren 
und sicheren Bahnhof für Stadt 
und Region endlich ernsthaft zu 
diskutieren. Mit diesem Konzept, 
das schon seit über einem Jahr 
existiert, könnten 4 - 6 Milliarden 
Euro der Kosten, die für das  un-
sinnigste Großbauprojekt aufzu-
wenden die Projektpartner offen-
bar bereit sind, eingespart und 

für sinnvolle Maßnahmen zur Ver-
besserung des öffentlichen Nah-
verkehrs und Reduzierung der 
Luftverschmutzung eingesetzt 
werden. Hier wäre der wichtigste 
Ansatzpunkt zur Schaffung einer 
menschenfreundlichen Stadt!
Seien wir also wachsam und 
skeptisch, was die wirklichen 
Motive der „Menschenfreunde“ 
sind.

Die Aufgabe der Bild-
Zeitung ist es, im Auftrag 
der viel Besitzenden den 
wenig Besitzenden einzu-
reden, dass ihnen Gefahr 
von denen drohe, die gar 
nichts besitzen.

Der zentrale Konflikt 
unserer Zeit ist der Krieg 
zwischen Reich und Arm. 
Meine Klasse, die Klasse 
der Reichen hat diesen 
Krieg angefangen und sie 
wird ihn auch gewinnen.
Warren Buffet, amerikanischer 
Multimilliardär in der New York 
Times



VorOrt Nr. 65 Seite 4

Herausgeber:
VorOrt-Verlag, Stgt.-Vaihingen
Verantwortlicher Redakteur:
Gerhard Wick
Verlagsanschrift:
VorOrt-Verlag
Dürrlewangstr. 4,  70565 Stuttgart
Tel: 0711 / 74 29 09
vorort-vaihingen@arcor.de
Druck: UWS Papier&Druck GmbH
Auf lage: 18 500
Bankverbindung:
VR-Bank Stuttgart
IBAN: 
DE40 6009 0100 0100 0150 00

Das Vergangene ist nie tot, es ist nicht einmal vergangen

(c.g./s.r) Vor über 100 Jahren hat sich die russische Bevöl-
kerung in der Februarrevolution von der Feudalherrschaft 
des Zaren befreit.Ursachen dafür waren neben der katast-
rophalen Versorgungslage,  unter der die Bevölkerung und 
die Soldaten  zu leiden hatten, auch ungelöste politische, 
soziale und organisatorische Probleme des Staates.

100 Jahre Oktober-Revolution

Nach der Revolution kam es 
zu einer Übernahme der Macht 
einerseits durch die Duma mit 
einer gewählten bürgerlichen 
Regierung und andererseits 
durch die Sowjets - basisdemo-
kratisch gewählte Arbeiter- und 
Soldatenräte.
Vor dem Hintergrund des 1. Welt-
krieges spitzten sich die sozialen 
Probleme im Land weiter zu. 
Die bürgerliche Regierung war 
unfähig, die Probleme zu lösen 
und so wurde der Boden für die 
Oktoberrevolution bereitet. Ange-
führt von W. I. Lenin übernahm 
im Oktober 1917 die Sozialde-
mokratische Partei Russlands 
(Bolschewiki) die Macht.
Aber auch in Deutschland gab 
es vor knapp 100 Jahren in 
der Endphase des ersten Welt-
kriegs im November 1918 eine 
Revolution. Die Menschen in 
Deutschland hatten genug vom 
Krieg und seinen Folgen. Mit der 
Revolution wurde in Deutschland 
die Monarchie überwunden, es 
wurde das allgemeine Wahlrecht 
erkämpft. Damit konnten endlich 
auch Frauen wählen und gewählt 
werden und die Arbeitgeber 
waren gezwungen Betriebsräte 
anzuerkennen und den Acht-
Stunden-Tag zu akzeptieren.
Und wie sieht es heute, 2017, 
aus? 
Wie vor 100 Jahren  deuten 
sich heute für den Großteil der 
Menschheit existenzbedrohende 
Entwicklungen an. Die Bedro-
hung ist in einer globalisierten 
Welt nicht mehr lokal begrenzt 
auf ein Land.
Der Klimawandel trifft Deutsch-
land aktuell noch punktuell und in 
milder Form, aber in vielen Län-
dern wird der Klimawandel unter 
anderem in Form von Stürmen, 
Überflutungen,  Erdrutschen und 
Dürren zur existentiellen Bedro-
hung. Es ist aber nur eine Frage 
der Zeit, bis auch hierzulande die 
Folgen des Klimawandels noch 
stärker spürbar werden.
Der Klimawandel ist neben Krie-
gen - stets auch mit Waffen aus 
Deutschland - und Verlust der 
Existenzgrundlage durch Billig-
importe und unfairen Handels-
abkommen eine der größten 
Fluchtursachen.

Eine weitere Bedrohung für die 
Menschheit ist ein Atomkrieg, der 
in den letzten Monaten wieder 
wahrscheinlicher geworden ist. 
Denn Kim Jong Un und Donald 
Trump treiben die Auseinander-
setzung immer weiter und brin-
gen die Welt so an den Rande 
des Abgrunds. 
Neben diesen unmittelbaren, 
die ganze Welt betreffenden 
Bedrohungen sind immer mehr 
Menschen in einer prekären Be-
schäftigung, viele können von ih-
rer Arbeit kaum noch leben und 
Existenz- und Zukunftsängste 
bestimmen das Denken.
Knapp 40% der Beschäftigten 
arbeiten in Teilzeit  (viele davon 
ungewollt), sind geringfügig be-
schäftigt, haben nur einen befris-
teten Arbeitsvertrag oder sind als 
Zeitarbeiter tätig.
Heute können sich wenige eine 
Welt vorstellen, in der Kriege 
um Rohstoffe, Absatzmärkte 
und geostrategische Positionen 
keine Rolle spielen. Eine Welt, in 
der faire Handelsbeziehungen 
bestehen und Konflikte diplo-
matisch durch Verhandlungen 
gelöst werden. Eine Welt, die 
zusammenhält und sich daran 
macht die Klimakatastrophe 
abzuwenden und Umweltzer-
störungen zu beseitigen oder 
wenigstens zu lindern. Eine Welt, 
in der Menschen und Umwelt im 
Mittelpunkt stehen und in der ge-
sellschaftlicher Reichtum ebenso 
wie die notwendige Arbeit dafür 
möglichst gerecht verteilt wird.
Trotz jahrzehntelanger Kondi-
tionierung zu Individualismus 
und Konkurrenzdenken ist der 
Mensch ein soziales, empathi-
sches und nach Gerechtigkeit 
strebendes Wesen.
Der aus dem heutigen Blickwin-
kel utopisch klingenden Vision 
einer gerechteren und friedlichen 
Welt stehen die Interessen der-
jenigen gegenüber, die vom 
Konkurrenzdenken profitieren 
und für die Kriege um Rohstoffe 
und Absatzmärkte notwendig 
sind, um ihre Profitrate immer 
weiter zu steigern. Sie müssten 
von ihrem angehäuften Reichtum 
etwas abgeben und wären die 
Verlierer. Gewinnen würde die 
überwältigende Mehrheit der 

Wie gut ist die Allianz ?
Bei jeder Schweinerei dabei

Betrachtet man den Weltkonzern 
einmal abseits der eigenen Pu-
blic Relations Meldungen, tritt 
deutlich anderes zu Tage: Der 
Konzern ist überall dabei, wo 
es Profit zu machen gibt, nach 
der Devise „Kapital kennt keine 
Moral“.
Dabei ist die Allianz längst kein 
reiner Versicherungskonzern 
mehr. Als typischer „Global 
Player“ erstrecken sich ihre Ge-
schäftsfelder auf Großbanken, 
Kraftwerksbeteiligungen, Kriegs-
waffen, Immoblien, dem Besitz 
von Autobahnen und vielem 
mehr.
Bereits während der Nazi-Diktatur 
vergrößerte sich das Unterneh-
men kräftig durch Einverleibung 
„arisierter“ jüdischer Versiche-
rungen. Dass die Allianz auch 
Gewinn zog aus der Versiche-
rung der Gebäude und Wach-
mannschaften der KZs Dachau 
und Ausschwitz wirft kein gutes 
Licht auf den Konzern, kann den 
heutigen Akteuren aber kaum an-
gelastet werden.
Wohl aber z.B. die Milliarden-
Beteiligung an chinesischen 
Kohlekraftwerken, deren CO2-
Emmissionen einen erheblichen 
Beitrag zum Klimakolaps leisten. 
Nach vielfältigen öffentlichen Pro-
testen hat die Allianz zwar etliche 
dieser Beteiligungen veräußert, 
verdient aber weiter kräftig über 
die Versicherung dieser Dreck-
schleudern. Gut dazu passt, 
dass führende Allianz-Manager 
in den USA den Wahlkampf des 
Klimakillers Trump mit Millionen-
beträgen finanzierten.
Eine über ihre Banken beson-
ders verwerfliche Gewinnbe-
schaffungsstrategie geriet vor 
wenigen Jahren in die öffentliche 

Kritik: Die Allianz beteiligte sich 
in beträchtlichem Ausmaß an der 
den Hungertod Tausender mit 
verursachenden Spekulation mit 
Nahrungsmitteln und bediente 
ihre Aktionäre mit den daraus 
erzielten Gewinnen.
Mindestens ebenso abstoßend 
ist der Umstand, dass der Kon-
zern mit hohen Millionenbe-
trägen an der Herstellung von 
Atomwaffen beteiligt ist und so 
ein Geschäft mit Massenvernich-
tungsgütern macht.
Als eine besondere Speziali-
tät des Konzerns erscheint die 
Enteignung von Staaten durch 
Übernahme privatisierter Ge-
meingüter. Bei der von der 
Bundesregierung immer wieder 
vorgesehenen Privatisierung 
deutscher Autobahnen z.B. ist 
die Allianz der Hauptbetreiber. 
Und auch sonst neigt sie zur 
eigenen Bereicherung durch 
dem Staat entzogene Gelder. 
Bei den kriminellen „Cum ex 
Geschäften“, mit denen von der 
öffentlichen Hand jüngst Steuern 
in Höhe von über 40 Milliarden 
ergaunert wurden, war die Allianz 
ganz vorne mit dabei.

Menschen. Vor allem würde eine 
solche Kehrtwende die Grund-
lage menschlicher Existenz auf 
diesem Planeten sichern.
Von alleine wird eine solche 
Kehrtwende aber nicht statt-
finden. Eine Abkehr vom kapi-
talistischen Prinzip der Profit-
maximierung fällt ebensowenig 
vom Himmel wie das aktive und 
passive Frauenwahlrecht, die 
Anerkennung von Betriebsräten 
oder das Ende eines Krieges. 

Mehr Menschen müssten sich für 
Perspektiven jenseits des Kapita-
lismus öffnen, Ideen entwickeln 
und dafür einsetzen. Eine Über-
windung wird nur möglich sein, 
wenn nicht mehr das Prinzip 
der Profitmaximierung zuguns-
ten Weniger, sondern ein gutes 
Leben für alle in Deutschland, 
Europa und der Welt sowie der 
Schutz der Lebensgrundlagen 
und Umwelt im Mittelpunkt ste-
hen.

(geg) Seit sie der Allianz eine Großbebauung in einer Kalt-
luftschneise auf Grün- und Sportflächen genehmigen wol-
len und dafür auch Wohnraum zu vernichten bereit sind, 
überschlagen sich die Grünen im Gemeinderat mit Lobes-
hymnen auf den allgemein und im besonderen ökologisch 
vorbildlichen Allianz-Konzern. Und auch in SPD Kreisen 
soll geäußert worden sein: Wenn es nicht die Allianz wäre, 
würden wir einer Bebauung dort niemals zustimmen.


